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VERFAHRENSVERMERKE 
 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht hat am 27.10.2010 gemäß § 2 (1) BauGB die Aufstellung des Bebauungs-
plans „Vor der Au“ beschlossen. Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 08.10.2011. 

 

2. FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITS- UND BEHÖRDENBETEILIGUNG 
Am 27.10.2010 wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 (1) und § 4 (1) BauGB beschlossen 
Ort und Dauer der frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB wurden am 08.10.2011 ortsüblich bekannt gemacht 
mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbe-
teiligung erfolgte in der Zeit vom 17.10.2011 bis einschließlich 17.11.2011. Die berührten Behörden und sonstige TÖB gemäß § 4 
(1) BauGB sind mit Schreiben vom 13.01.2011 zur Abgabe einer Stellungnahme bis einschließlich 17.11.2011. 

 

3. ÖFFENTLICHKEITS- UND BEHÖRDENBETEILIGUNG (1. Auslegung) 
Am 12.12.2011 wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht die Auslegung / Beteiligung der Öffentlichkeit so-
wie Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB beschlossen  
Ort und Dauer der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB wurden am 17.03.2012 ortsüblich bekannt gemacht mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 22.03.2012 bis einschließlich 27.04.2012 
Die Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sind mit Schreiben vom 26.03.2012 zur Abgabe einer Stellungnahme bis ein-
schließlich 27.04.2012 aufgefordert worden. 

 

4. 1. ERNEUTE ÖFFENTLICHKEITS- UND BEHÖRDENBETEILIGUNG (2. Auslegung) 
Am 29.08.2019 wurde von der Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht die 1. Erneute Auslegung / Beteiligung der Öffent-
lichkeit sowie Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der 
Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB wurden am 31.03.2020 ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen wäh-
rend der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 14.04.2020 bis einschließlich 22.05.2020 
Die berührten Behörden und sonstige TÖB gemäß § 4 (2) BauGB sind mit Schreiben vom 09.04.2020 zur Abgabe einer 
Stellungnahme bis einschließlich 22.05.2020 aufgefordert worden. 

 

4. 2. ERNEUTE ÖFFENTLICHKEITS- UND BEHÖRDENBETEILIGUNG (3. Auslegung) 
Am 30.11.2020 wurde vom Gemeindevorstand der Gemeinde Linsengericht die 2. Erneute Auslegung / Beteiligung der Öffentlich-
keit sowie Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der 
Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB wurden am 05.12.2020 ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen wäh-
rend der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 14.12.2020 bis einschließlich22.02.2021. 
Die berührten Behörden und sonstige TÖB gemäß § 4 (2) BauGB sind mit Schreiben vom 10.12.2020 zur Abgabe einer 
Stellungnahme bis einschließlich 22.01.2021 aufgefordert worden. 

 
5. SATZUNGSBESCHLUSS 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht hat am …………… den Bebauungsplan „Vor der Au“ in der Fassung vom 
…………… gem. § 10 BauGB und gem. § 5 der Hessischen Gemeindeordnung als Satzung beschlossen. 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht hat am …………… die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen zum Bebau-
ungsplan „Vor der Au“ in der Fassung vom ………… gem. § 5 der Hessischen Gemeindeordnung als Satzung beschlossen. 

 
6. AUSFERTIGUNGSVERMERK 

Die durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Linsengericht in Ihrer Sitzung am …………… beschlossene Satzung 
Bebauungsplans „Vor der Au“ in der Fassung vom …………… wurde durch den Bürgermeister am …………… handschriftlich un-
terzeichnet und ausgefertigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                           ................................ 
                                           (Albert Ungermann) 
Linsengericht, den ……………                               Bürgermeister 

 
Der Bebauungsplan wurde ortsüblich am  ……………  bekannt gemacht und tritt damit in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                           ................................ 
                                           (Albert Ungermann) 
Linsengericht, den ……………                               Bürgermeister 

 
Dieser Bebauungsplan wurde im Auftrag der Gemeinde Linsengericht durch die Planungsgruppe Thomas Egel erarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                           ................................ 
Langenselbold, den 01.02.2021                                  Thomas Egel 

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 § 9 (1) BauGB 
 
1.1 Art der baulichen Nutzung 
 § 9 (1) Nr.1 BauGB 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als besondere Art der baulichen Nutzung das  
-  allgemeine Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 
-  Gewerbegebiet (GEn) gemäß § 8 BauNVO mit eingeschränkten Schallleistungspegeln festgesetzt.  
-  Sondergebiet-großflächiger Einzelhandel (SO) gemäß § 11 (2) BauNVO mit eingeschränkten Schallleistungspegeln fest 
   gesetzt. 

 
Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß 8 Abs. 3 Ziffer 1 (Wohnungen) und Ziffer 3 (Vergnügungsstätten) BauN-
VO sowie Logistikbetriebe sind im SO, und GEn nicht zulässig. 

 
1.2 Maß der baulichen Nutzung 
  § 9 (1) Nr.1 BauGB 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als Maß der baulichen Nutzung die Grundflächenzahl (GRZ), die Geschoss-
flächenzahl (GFZ) sowie die Zahl der Vollgeschosse gemäß Planeintrag nach § 17 (1) BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. 

 
Allgemeine Wohngebiete 
Es sind gemäß Planeintrag im WA eine GRZ von 0,4 und eine GFZ von 0,8 bzw. 1,2 zulässig. 

 
Gewerbegebiete 
Es sind gemäß Planeintrag im GEn eine GRZ von 0,8 und eine GFZ von 1,6 zulässig. 

 
Sondergebiete 
Es sind gemäß Planeintrag im SO eine GRZ von 0,6 und eine max. Verkaufsfläche (VK) von 2.900 m² zulässig. 

 
1.3 Bauweise 

 § 9 (1) Nr. 2 BauGB 
 

Allgemeines Wohngebiet 
Es sind gemäß Planeintrag im WA in der offenen Bauweise (o) Einzel- oder Doppelhäuser zulässig. 

 
Gewerbegebiet 
Es ist gemäß Planeintrag im GEn die abweichende Bauweise (a) festgesetzt.  
Es sind Gebäude mit einer max. Gebäudelänge von 75 m zulässig. 

 
Sondergebiet 
Es ist gemäß Planeintrag im SO die abweichende Bauweise (a) festgesetzt.  
Es sind Gebäude mit einer max. Gebäudelänge von 80 m zulässig. 

 
1.4 Höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden 

§ 9 (1) Nr. 6 BauGB 
 

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in den Wohngebäuden im allgemeinen Wohngebiet ist in die Nutzungsschablone 
eingetragen. In den mit WA / 2 Wo festgesetzten Gebieten sind in Einzelhäusern und Doppelhaushälften maximal 2 Woh-
nungen zulässig, wenn der festgesetzte Grünflächenanteil und der erforderliche Stellplatzbedarf auf dem Grundstück gesi-
chert sind. Als ein Wohngebäude zählt ein Einzelhaus oder eine Doppelhaushälfte. 
In den mit WA / 11 Wo festgesetzten Gebieten sind in Einzelhäusern maximal 11 Wohnungen zulässig, wenn der festge-
setzte Grünflächenanteil und der erforderliche Stellplatzbedarf auf dem Grundstück gesichert sind. 

 
1.5 Geländeoberkante/- oberfläche 
 

Festgelegte Geländeoberkante/-oberfläche für das SO-Einzelhandel und Gewerbegebiet ist der eingetragene Bezugs- 
punkt 1, für das Wohngebiet ist der eingetragene Bezugspunkt 2 maßgebend. 

 
1.6  Höhe baulicher Anlagen / Firsthöhe 

 § 9 (3) BauGB i. V. mit § 18 BauNVO 
 

Die Höhenlage der baulichen Anlagen und die Firsthöhe werden von der festgelegten Geländeoberkante/-oberfläche ge-
messen (siehe Geländeoberkante/-oberfläche). 

 Allgemeines Wohngebiet 
 
 Passiver Schallschutz für schutzbedürftige Räume nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 

Der Bereich des Allgemeinen Wohngebietes im südlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Vor der Au“ ist erhöhten 
Verkehrslärmimmissionen ausgesetzt.  

 
Ohne gesonderten Nachweis muss die Schalldämmung der Gebäudeaußenbauteile schutzbedürftiger Räume in Abhängig-
keit von der Raumart die für die folgenden Lärmpegelbereiche entsprechend der Tabelle 7 der DIN 4109-1:2018-01 erfüllen: 

 
 Im nördlichen Bereich der Teilfläche TF 3.2: 
 

Für schutzbedürftigen Räume, deren Nutzung zum 
regelmäßigen Nachtschlaf nicht ausgeschlossen werden kann 
(Schlafzimmer, Kinderzimmer, Einzimmerappartements)             Lärmpegelbereich IV 

 
Für die sonstigen schutzbedürftigen Räume:                   Lärmpegelbereich IV 

 
 Im südlichen Bereich der Teilfläche 3.2 und Bereich der Teilfläche 3.1 und 3.1a: 
 

Für schutzbedürftigen Räume, deren Nutzung zum regelmäßigen 
Nachtschlaf nicht ausgeschlossen werden kann (Schlafzimmer, 
Kinderzimmer, Einzimmerappartements)                     Lärmpegelbereich IV 

 
 Für die sonstigen schutzbedürftigen Räume:                   Lärmpegelbereich III 
 

Das erforderliche resultierende Schalldämm - Maß erf. R’w,res bezieht sich auf die gesamte Außenfläche eines Raumes 
einschließlich Dach. Der Nachweis der Anforderung ist im Einzelfall in Abhängigkeit des Verhältnisses der gesamten Außen-
fläche eines Raumes zu dessen Grundfläche sowie der Flächenanteile der Außenbauteile zu führen. Grundlage für die Be-
rechnung ist die DIN 4109-1:2018-01 „Schallschutz im Hochbau – Teil 1: Mindestanforderungen“ in Verbindung mit der 
DIN 4109-2:2018-01 „Schallschutz im Hochbau – Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen“. 

 
Von den Festsetzungen kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn sich für das konkrete Objekt aus fassadengenauen 
Detailberechnungen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
ergeben. 

 
Für Schlafräume (Schlafzimmer, Kinderzimmer, Einzimmerappartements) sind zusätzliche schallgedämmte Belüftungsein-
richtungen vorzusehen, die ein Belüftung ermöglichen, auch ohne das Fenster zu öffnen (wie z. B. ein in den Fensterrahmen 
oder die Außenwand integrierter Schalldämmlüfter). Bei der Berechnung des resultierenden Schalldämm-Maßes der Au-
ßenbauteile ist die Schalldämmung der Belüftungseinrichtungen im Betriebszustand zu berücksichtigen. 

 
Im Bereich der Teilfläche 3.2 sollten die schutzbedürftigen unbebauten Außenwohnbereiche in westliche Richtung an der 
zur Kreisstraße 894 abgewandten Gebäudeseite zu orientiert werden. 

3.12 Immissionsschutzhinweise 
 

Es sollten nur Betriebe angesiedelt werden, von deren Anlagen keine störenden, bodennahen Geruchs- oder Schadstof-
femissionen (gas- oder staubförmig) ausgehen. Emissionen sind dem Stand der Technik abzuleiten. 

 
Fahrwege für Fahrzeuge (PKW, LKW, Hubwagen, Gabelstabler, usw.), sollten aus fugenlosen, glatten lärmmindernden 
Belägen hergestellt und in ordnungsgemäßen Zustand gehalten werden um belästigenden Roll- und Scheppergeräuschen 
vorzubeugen. 

 
Lärmemittierende Anlagen wie z.B. Luftwärmepumpen, Klimaanlagen, Küchendunstabzugsanlagen und vergleichbare An-
lagen sollten entsprechend dem Stand der Technik auf dem Gebiet des Lärm- und Erschütterungsschutzes errichtet, be-
trieben und gewartet werden. 

 
Stationäre Anlage, wie z.B. Luftwärmepumpen, sollten keine ton- und/oder impulshaltigen oder tieffrequente Geräusche 
erzeugen. 

 
Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sollten aus nichtreflektierendem dunklem Material sein. Weitere Maßnahmen 
zur Nutzung regenerativer Energien sollten erlaubt werden, soweit keine schädlichen Umwelteinwirkungen im Einwir-
kungsbereich eintreten können. 

 
Vor Einbau Sonnenlichtreflektionen verursachender Bauelemente und technischer Anlagen (z. B. verspiegelte Gläser, 
Photovoltaikanlagen) sollten deren Blendwirkung auf schützenswerte Daueraufenthaltsflächen und -räume geprüft werden. 
Ergibt die Prüfung, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Blendung auftreten können, sollten ausreichend dimensio-
nierte Blenden oder andere dem Stand der Technik entsprechende Schutzmaßnahmen vorgesehen werden.  

 
Die öffentliche und private Außenbeleuchtung ist energiesparend, streulichtarm und insektenverträglich (UV-armes 
Lichtspektrum) zu installieren. Die Leuchten sollten staubdicht und so ausgebildet sein, dass eine Lichtwirkung nur auf die 
zu beleuchtende Fläche erfolgt. 

 
Eine direkte Blickverbindung zu Lichtquellen von benachbarten schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräumen aus sollte 
durch geeignete Lichtpunkthöhe, Neigungswinkel der Leuchten, Reflektoren, Blenden usw. vermieden werden. 

 
Außenleuchten sollten nicht direkt vor den Fenstern von schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräumen, stark reflektierenden 
Fassaden oder in Gehölzgruppen angebracht werden.  

 
3.13 Gerüche 
 

Gerüche emittierende Anlagen (z. B. Mülltonnen,- Kompostplätze, Küchendunst­ abzugsanlagen) sind nach dem Stand 
der Technik so zu errichten (z. B. Einhausung, Aufstellung entfernt schutzbedürftiger Daueraufenthaltsräume bzw. Dauer-
aufenthaltsplätze) und zu betreiben, dass es zu keinen Gesundheitsgefährdungen oder erheblichen Belästigungen im Be-
reich schutzbedürftiger Daueraufenthaltsräume und Daueraufenthaltsflächen (z. B. Balkone, Terrassen, Freisitze) kommt. 

 
3.14 Landwirtschaft 
 

Die mit der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher Nutzflächen einhergehenden Immissio-
nen (Staub-, Lärm-, Geruchs- und Pflanzenschutzmittelimmissionen) sind ortsüblich und insofern hinzunehmen. 

 
3.15 Bauverbotszone 
 

Gemäß § 23 HStrG sind innerhalb der Bauverbotszone der K 894 und K 898 keine Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze 
und Tiefgaragen i. S. der §§ 12 und 14 BauNVO zulässig. 

3. HINWEISE 
 
3.1 Altlasten 
 

Werden im Rahmen von Baumaßnahmen, insbesondere bei Ausschachtungsarbeiten Bodenkontaminationen und sonstige 
Beeinträchtigungen festgestellt, von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen kann, ist umgehend das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Staatl. Umweltamt Frankfurt, oder das Bauamt der Gemeinde zu benachrichti-
gen. Die weitere Vorgehensweise ist dann abzustimmen. 

 
3.2 Denkmalschutz 
 

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen - Abteilung Archäologische Denkmalpflege- oder der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 

 
Im Süden grenzt das Kulturdenkmal „Großer Garten“ mit dem geschützten Garten, Einfriedungsmauern und Pavillon an.  

 
3.3 Baugrund, Öffentliches Kanalnetz, Gründungsberatung 
 

Es wird empfohlen, objektbezogene Baugrunduntersuchungen und Gründungsberatungen durchzuführen sowie den 
höchsten Grundwasserstand prüfen zu lassen. Das Ergebnis der Untersuchungen ist maßgebend für die Ausführung und 
Sicherung an der baulichen Anlage. Insbesondere ist bei objektbezogenen Baugrunduntersuchungen mit Feststellung der 
höchsten Grundwasserstände über die Notwendigkeit von wasserundurchlässigen Kellerkonstruktionen (weiße Wanne) 
und wasserdichten Kellerfensterlichtschächten zu entscheiden. Dieser Entscheidung kommt besondere Bedeutung in Be-
zug auf die dauerhafte Funktionstüchtigkeit der baulichen Anlage zu. 

 
3.4 Regenwassernutzung 
 

Die Nutzung des Regenwassers als Brauchwasser (z. B. Toilettenspülung) wird empfohlen. Zur Sicherstellung der hygie-
nischen und sicherheitstechnischen Belange sind die Anlagen nach den einschlägigen technischen Regeln auszuführen 
und zu betreiben.  

 
3.5 Fotovoltaik 
 

Sonnenkollektoren und Fotovoltaik Anlagen sind erwünscht. Die Hauptfirstrichtung sollte sich in Ost-West-Richtung orien-
tieren, um bei einer Nutzung der Solarenergie Vorteile zu erhalten. 

 
3.6 Südausrichtung 
 

Wohnräume mit großen Fenstern und Terrassen sollten nach Süden bis Westen ausgerichtet werden. An der Südfassade 
sollte der Fensterglasanteil optimal ca. 30 % betragen. 

 
3.7 Vorsorgender Bodenschutz 

Der kulturfähige Oberboden ist fachgerecht zu sichern, zwischenzulagern und auf den Grundstücken zur Auffüllung und 
zur Gelände- und Gartenmodellierung wieder zu verwerten. 
Baustelleneinrichtung und Lagerflächen sollen auf bereits versiegelten oder verdichteten Böden eingerichtet werden. 

 
3.8 Dachgestaltung Garagen 
 

Garagen benachbarter Grundstücke sind in ihrer Dachneigung, Dacheindeckung, Material und Farbton aufeinander abzu-
stimmen. 

 
3.9 Dachbegrünungen 
 

Flachdächer sollten aus ökologischen Gründen als dauerhaft begrünte Dächer ausgeführt werden. 
 
3.10 Fassadenbegrünungen 
 

Überwiegend fensterlose Außenwandfassaden sollten dauerhaft mit Kletterpflanzen begrünt werden. Klettergerüste sollten 
dabei einen Achsabstand von 5 m nicht überschreiten. Pro Gerüst sollten mindestens 3 Pflanzen gepflanzt werden. Bei 
Selbstklimmern sollte, an den überwiegend geschlossenen Außenwänden, über die gesamte Länge mindestens 1 Pflanze 
pro m² gepflanzt werden. 

 
3.11 Stellplatzsatzung 
 

Auf die aktuelle Stellplatzsatzung der Gemeinde Linsengericht wird hingewiesen. 

2. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 § 9 (4) BauGB in Verb. mit § 91 HBO 
 
2.1  Dachgestaltung 

Bei Doppelhäusern sind die Dächer in Höhe, Neigung, Form, Material und Farbe gleich zu gestalten. 
 

Dachneigung 
Es sind Dachneigungen gemäß Planeintrag von 0-5° bzw. 0 - 30° zulässig. 

 
Dacheindeckung/Dachfarbe 
Es ist bei Dachneigungen über 15° nur kleinteiliges Material wie z. B. Betondachsteine, Tonziegel etc. zulässig. Es sind 
auch Dachbegrünungen zulässig. 

 
Dachaufbauten 
Gauben sind als Flachdach-, Sattel-, Schlepp- oder Tonnengauben auszuführen und auf die Hälfte der Hausbreite zu be-
schränken. Gauben haben vom First einen Mindestabstand von 0,75 m und von der Giebelwand mindestens einen Ab-
stand von 1,50 m einzuhalten. Dies gilt auch für Zwerchhäuser. Werden mehrere Gauben auf der Dachfläche angeordnet, 
so sind diese auf einer Höhe auszuführen und in einem einheitlichen Format zu gestalten. 

 
2.2  Stellplätze und Zufahrten 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 91 HBO) 
 

Stellplätze sind in wasser- und luftdurchlässigen Belägen herzustellen (z. B. Ökopflaster, Rasengittersteine, Schotterra-
sen). 
Pro Grundstück werden im Wohngebiet maximal 50% der straßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksfläche für PKW 
- Stellplätze einschließlich der Garagenzufahrt und der Gebäudezuwegung zugelassen. 

 
2.3 Einfriedungen 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 1,60 m zulässig.  
 
2.4 Farbgebung baulicher Anlagen 
 § 9 (4) BauGB in Verb. mit 91 HBO 
 

Die Farbgebung hat sich in das Landschaftsbild einzupassen. 
Nicht zugelassen werden Kunststoffverkleidungen und reflektierende, glänzende oder glasierte Materialien. Grelle oder 
glänzende Farben sind als Außenanstriche an den Wandflächen unzulässig. Solaranlagen sind zulässig. Die Festsetzun-
gen gelten auch für Anbauten, Nebengebäude und Garagen, die farblich an das Hauptgebäude anzupassen sind.  

 
Doppelhäuser sind in ihrer Gestaltung aneinander anzupassen. 

 
2.5 Anlegen von Zisternen 
 § 9 (4) BauGB in Verb. mit 91 HBO 
 

Das im Planungsgebiet auf den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist in Zisternen zu sammeln. Pro 100m² 
Dachfläche sind mindestens 3,0 m³ Speichervolumen vorzuhalten. Der Überlauf der Zisterne wird in den Abwasserkanal 
geleitet. 

 
2.6 Werbeanlagen 
 § 9 (4) BauGB in Verb. mit 91 HBO 
 

- Werbeanlagen dürfen nur an der Stätte der Leistung errichtet werden 
- Lichtwerbung mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind nicht zulässig 
- Aufschüttungen für Werbeanlagen sind nicht zulässig 
- Die maximale Höhe von Werbeanlagen ist auf die tatsächliche Gebäudehöhe zu begrenzen  

 
2.7 Fotovoltaik-Anlagen 
 § 9 (4) BauGB in Verb. mit 91 HBO 
 
 Eine Blendwirkung durch Fotovoltaik-Anlagen auf die umliegenden Straßen ist auszuschließen. 

1.10 Grünflächen - und Gehölzanteil auf Privatgrundstücken 
 § 9 (1) Nr. 25a BauGB 

 
In den allgemeinen Wohngebieten sind mindestens 40 % und im Gewerbegebiet und Sondergebiet mind. 10 %der Grund-
stücksflächen als Garten oder Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. 
Auf jedem Grundstück ist mindestens ein Laubbaum, der auch ein hochstämmiger Obstbaum sein kann, zu pflanzen und zu 
pflegen. 

 
1.11 Artenliste 

Bei der Gestaltung und Bepflanzung der Flächen auf in den Hausgärten und auf den öffentlichen Grünflächen sind vorrangig 
einheimische und standortgerechte Gehölze zu verwenden. 

 
Bäume: STU 14/16 cm                   Sträucher: H 80/100 cm 
Feldahorn      Acer campestre            Roter Hartriegel      Cornus sanguinea 
Birke         Betula alba              Haselnuss         Corylus avellana 
Hainbuche     Carpinus betulus           Pfaffenhütchen      Euonymus europaeus 
Vogelkirsche    Prunus avium             Liguster          Ligustrum vulgare 
Eberesche     Sorbus aucuparia           Heckenkirsche      Lonicera xylosteum 
                                Hundsrose        Rosa canina 
                                Salweide         Salix caprea 
                                Schwarzer Holunder   Sambucus nigra 
                                Wolliger Schneeball   Viburnum lantana 
                                Schlehe          Prunus spinosa 

 
Geeignete Obstsorten, Hochstamm, o.B., STU 7 cm: 
Apfel                             Birne 
Gelber Edelapfel                      Bosc`s Flaschenbirne 
Winterrambour Gute Graue 
Ditzels Rosenapfel                     Zwetsche 
Schafsnase                         Nancy Reneklode 
Kaiser Wilhelm                       Hauszwetsche 
Bismarkapfel                         
Schöner aus Boskoop                   Kirsche 
Gewürzluike                         Telckners Schwarze 
                                Königskirsche, Typ Querfurt 
                                Schneiders späte Knorpelkirsche 

1.7  Flächen für die Herstellung des Straßenkörpers 
 § 9 (1) Nr. 26 BauGB 

 
Durch Höhenunterschiede zwischen den Verkehrsflächen und den angrenzenden Grundstücken können durch Aufschüttun-
gen, Abgrabungen, Stützmauern entstehen. Es ist vom jeweiligen Grundstückseigentümer Stützbauwerke (Breite 0,20 m, 
Tiefe 0,40 m) auf den Grundstücken zu dulden. 

 
1.8 Führung von Versorgungsleitungen 

 § 9 (1) Nr. 13 BauGB 
 

Alle Versorgungsleitungen (z. B. Telekommunikation, Elektroleitungen bis einschließlich 20 KV-Leitungen etc.) sind unterir-
disch zu verlegen. 

 
1.9 Lärmschutz 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i. V. mit § 1 (4) BauNVO) 
 
 Sondergebiet (TF 1) und Gewerbegebiet (TF 2) 
 

Zum Schutz der westlich gelegenen Wohnbebauung entlang der Straße Vor der Au und der südlich angrenzenden Bebau-
ung werden die gewerblichen Sondergebietsflächen SO und Gewerbeflächen GE(N) im Geltungsbereich des B-Plans „Vor 
der Au“ auf der Grundlage des § 1 Abs. 4 BauNVO nach der maximal zulässigen Schallemission gegliedert. Die Gliederung 
findet im Verhältnis zur Emissionskontingentierung für die Flächen im Geltungsbereich des Gewerbeparks „An der Wann 1. 
und 2. Bauabschnitt“ und den Gewerbeflächen ohne Emissionskontingentierung im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Lagerhausstraße“ der Gemeinde Linsengericht statt. 

 
Für den Tageszeitraum (06:00 – 22:00 Uhr) und für die Nachtzeit (22.00 bis 06.00 Uhr) werden die folgenden Emissionskon-
tingente LEK nach der DIN 45691 festgesetzt: 

 
 
 
 Teilflächen (TF)              LEK, tagsüber         LEK, nachts 
                         in dB(A)/m²          in dB(A)/m² 
 
 TF 1.1                        60               44 
 TF 1.2                        57               37 
 TF 2.1                        60               40 
 TF 2.2                        57               36 
 

Zu den o. a. Emissionskontingenten LEK können bereichsbezogen die folgenden Zusatzkontingente LEK,zus arithmetisch 
aufaddiert werden:  

 
Zusatzkontingente LEK,zus tagsüber und nachts 

                         LEK,zus tagsüber      LEK,zus nachts 
                         in dB(A)/m²          in dB(A)/m² 

In Richtung der Wohngebäude 
Vor der Au Nr. 21, 23 und 25            3               3 

 

In Richtung der Wohngebäude 
Vor der Au Nr. 27, 29, 31, 33 und 35        1               1 

 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5 (DIN 45691 -Geräuschkontingentierung- vom De-
zember 2006, Beuth Verlag GmbH, Berlin) 

 
Bei der Berechnung ist jeweils die überbaubare Grundstücksfläche zu berücksichtigen. Die schalltechnischen Anforderun-
gen des Bebauungsplanes werden von einem Betrieb oder einer Anlage unabhängig von den Emissionskontingenten auch 
dann erfüllt, wenn der Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert um mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze).  

 
Die Emissionskontingente sind ausschließlich in Richtung der westlich und südlich gelegenen Wohnbebauung anzuwenden. 
Im Bereich der angrenzenden Gewerbegebietsflächen sind die gewerblichen Lärmimmissionen im Einzelfall zu betrachten. 

 
Im Sondergebiet und Gewerbegebiet sind lärmintensive Nutzungen zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr nicht zulässig. 

1.12 Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
 § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

 Rodungszeiten 
Gehölzrodungen sind im Zeitraum von Oktober bis Februar durchzuführen. 

 
Zauneidechsen 
Vor Baubeginn sind die Zauneidechsen im Bereich der Böschung an der Sandhohle zu vergrämen. Die Vergrämung erfolgt 
durch eine systematische Entfernung der Vegetationsstrukturen und der Verstecke mittels Mahd in den Wintermonaten und 
kontinuierliche Mahd in der Vegetationsperiode. Vor Baubeginn ist der Bereich zu kontrollieren und ggf. noch vorgefundene 
Tiere abzufangen und in geeignete Ersatzlebensräume gemäß Ausführung im Landschaftsplan zu verbringen. 

 
1.13 Maßnahmen zum externen Ausgleich 
 § 9 (1a) BauGB 
 

Der Ausgleich erfolgt durch die Bereitstellung von externen Ausgleichsflächen die vertraglich gesichert sind. 
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